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ANFRAGEBEANTWORTUNG 

betreffend die schriftliche Anfrage der Abg. 

Pilz und Genossen vom 12. Juli 1989, Nr. 

4174/J-NR/1989. "Manager und Noricum-Affä~e" 

Ihre Fragen darf ich wie folgt beantworten: 

~u Frage l.;. 

'f-11!1IAB 
1989 -09- 1 2 

zu 41 =/At IJ 

"Wann erfuhren Sie von dem Konsulentenvertrag Unterwegers und 

ltJann vom Weiterbestehen seiner Prokura'?" 

über Konsulentenverträge oder Erteilung einer Prokura in der 

Verstaatlichten Industrie werde ich in der Regel nicht 

informiert. 

Zu Frage 2: 

"Warum wurde Unterweger trotz vorliegender Verdachtsmomente 

zum Konsulenten bestellt'?" 

Die Beschäftigung von Konsulenten ist die alleinige Ange­

legenheit der Organe der Unternehmen im Rahmen ihrer aktien­

rechtlichen Verantwortung. 

Zu den Fragen 3 und 6. 

"Was war der Zweck seiner Konsulententätigkeit,?" 

"Wann wurden Sie davon informiert, daß Unterwegers Konsu­

lentenvertrag während seiner U-Haft im September 1987 auf­

gel(5st wurde'?" 

Die Aufgabenbereiche von Konsulenten im Rahmen des ÖIAG­

Konzerns werden nicht vom Bundesminister fUr öffentliche 

Wirtschaft und Verkehr definiert. 
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Zu den Fragen 4 upd 5: 

"Wer zahlt die Rechtsvertretung von Unterweger in der Causa 

"Norlcum"'?" 

"Ist es richtig, daß Unterwegers Rechtsvertretung von der 

Voest-Alpine AG bezahlt wird?" 

Hinsichtlich der angeklagten Manager und Angestellten besteht 

die Regelung, daß die Anwaltskosten im gegenständlichen 

Verfahren bevorschußt werden. Für den Fall des Freispruchs 

werden sämtliche im Zuge des Verfahrens anfallenden Anwalts­

kosten von der VOEST-Alpine AG getragen. 

FUr den Fall einer Verurteilung behält sich die VOEST-Alpine 

AG auf die bevorschußten Beträge einen RUckforderungsanspruch 

ausdrUcklich vor. Diese Vorgangsweise wurde in Uberein­

stimmung mit Gutachten zweier namhafter Universitätspro­

fessoren festgelegt, wobei gemäß diesen Gutachten sogar ein 

Rechtsanspruch des Dienstnehmers auf Bevorschussung der 

Kosten durch den Dienstgeber bis zum Vorliegen der Entschei­

dung als gegeben erachtet wird. 

Zy den Fragen 7. 8 yug~ 

"Wann wurden Sie davon informiert, daß Unterweger eine 

Abfindung in der Höhe von S 1 320 000,-- zugesichert wurde '?" 

"Finden Sie diese Abfindung gerechtfertigt,?" 

"Sind Sie von der geplanten Abfindung informiert worden? Wenn 

ja, welche Schritte haben Sie unternommen'?" 

Zu Fragen der Abfindung von Managern der Verstaatlichten 

Industrie wird kein wie immer geartetes Einvernehmen mit dem 

Bundesminister fUr öffentliche Wirtschaft und Verkehr herge­

stellt. 
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Zu Fksge 10~ 

"Ist Ihnen bewußt, daß diese Abfindung in der öffentlichkeit 

den Eindruck von SChweigegeld entstehen läßt?" 

Mir liegt kein Hinweis vor, wonach allfällige Abfindungen an 

den Genannten in der öffentlichkeit den Eindruck von 

SChweigegeld-Zahlungen entstehen haben lassen. 

A1. September 1989 
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